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Abkürzungsverzeichnis

BfM Bundesamt für Migration
SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
DBA Doppelbesteuerungsabkommen
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EU Europäische Union
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher

Bemessungsgrundlagen und das grenzüberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

ODM Office fédéral des migrations
CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
CDI Convention de double imposition
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
UE Union européenne
EEE l'Espace économique européen
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et

transfert des bénéfices)
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Suite aux votes contraires de la Suisse et du Liechtenstein sur l'EEE, les autorités des
deux pays ont signé un nouvel accord douanier permettant à la Principauté d'adhérer à
l'EEE tout en maintenant ses frontières ouvertes avec la Confédération. Principal objet
des négociations, le trafic des marchandises entre les deux pays reste entièrement
libre. Les nouvelles règles en la matière interdisent en revanche à la Suisse de faire
transiter des marchandises par le Liechtenstein à destination ou en provenance des
pays membres de l'EEE. D'autres accords bilatéraux ont parallèlement été élaborés
dans les domaines de la reconnaissance et de l'exécution de décisions judiciaires, de
brevets d'invention, de poste et télécommunications ainsi que de police des étrangers.
L'adaptation des relations conventionnelles entre la Confédération et la Principauté a
été acceptée sans difficulté par les Chambres fédérales.
(c.f. aussi: le groupe de travail commun mis sur pied en 1993 pour préparer une révision
du traité de l'union douanière) 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 13.12.1994
LIONEL EPERON

Im Februar 2009 hatte der Bundesrat die Botschaft zum Rahmenvertrag «Polizeiliche
Zusammenarbeit im Grenzraum Schweiz und Fürstentum Liechtenstein»
verabschiedet, um dadurch die Kooperation im Bereich des Visumsverfahrens, der
Einreise und des Aufenthalts zu koordinieren. 
Das Schweizer Stimmvolk hatte im Juni 2005 das Abkommen zwischen der Schweiz, der
EU und der Europäischen Gemeinschaft über die Assoziierung zu Schengen und Dublin
gutgeheissen. Da Liechtenstein den beiden Abkommen nachträglich ebenfalls beitrat,
wurde eine aktuellere Rechtsgrundlage für die polizeiliche Zusammenarbeit im
Grenzbereich nötig. Zudem sorgte das Inkrafttreten des Bundesgesetz über die
Ausländerinnen und Ausländer Anfang 2008 für weiteren Bedarf, die bilateralen
Beziehungen den gegebenen Umständen anzupassen. 
Im Vorfeld der Debatte im Nationalrat in der Sommersession 2009 behandelte die SPK-
NR das Geschäft und beantragte einstimmig, der Genehmigung des Rahmenvertrags
zuzustimmen. Die Kommission hielt es für unabdingbar, die veralteten Grundlagen der
bilateralen Beziehungen mit Liechtenstein zu erneuern. Der Nationalrat folgte der
Empfehlung seiner Kommission und nahm die Vorlage in der Detailberatung
diskussionslos und einstimmig an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.05.2009
AMANDO AMMANN

Ebenfalls noch in der Sommersession 2009 setzte sich der Ständerat mit dem Geschäft
zum Rahmenvertrag «Polizeiliche Zusammenarbeit im Grenzraum Schweiz und
Fürstentum Liechtenstein» auseinander. Wie auch die SPK-NR setzte sich die SPK-SR
einstimmig für eine Annahme der Vorlage ein. Auch die ständerätliche Kommission
argumentierte, dass die geltenden Rechtsgrundlagen veraltet und unzureichend seien.
In der Vernehmlassung hätten sich ausserdem alle Beteiligten positiv dazu geäussert.
Daher überraschte es nicht, dass auch der Ständerat das Geschäft ohne Gegenstimme
annahm. 
Gleiches ereignete sich in der Schlussabstimmung, in welcher der Nationalrat dem
neuen Rahmenvertrag mit 192 und der Ständerat mit 43 Stimmen (jeweils ohne
Gegenstimmen und Enthaltungen) zustimmten. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2009
AMANDO AMMANN

Im November 2020 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaften zu den
Änderungsprotokollen der Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG
20.085), Malta (BRG 20.086) und Zypern (BRG 20.087). Weil sich die Schweiz seit 2019
am OECD-Projekt zur Bekämpfung der Gewinnverkürzung und -verlagerung (BEPS)
beteiligt und die bisherigen Abkommen nicht den Mindeststandards entsprachen,
wurden diverse Anpassungen nötig. Da sich die Schweiz mit den drei Staaten nicht auf
einen gemeinsamen Wortlaut für die neuen Bestimmungen betreffend die
Mindeststandards einigen konnte, wurden die Anpassungen über separate
Änderungsprotokolle vorgenommen. Die Protokolle enthalten Klauseln, mit denen
sichergestellt werden soll, dass die Doppelbesteuerungsabkommen nicht
missbräuchlich angewendet werden. Zudem sollen sie die Verständigungsverfahren
zwischen den Behörden verstärken und somit die effektive Vermeidung von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.2020
AMANDO AMMANN
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Doppelbesteuerung fördern. 
Die Kantone und interessierten Wirtschaftskreise begrüssten den Abschluss der
Änderungsprotokolle, die noch vom Parlament genehmigt werden müssen. 4

In der Frühjahrssession 2021 nahm der Ständerat die Änderungsabkommen der
Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG 20.085), Malta (BRG 20.086)
und Zypern (BRG 20.087) diskussionslos und mit 45 Stimmen einstimmig an. Zuvor
hatte Christian Levrat (sp, FR) die kleine Kammer daran erinnert, dass die drei
Abkommen seit ihrem Abschluss keine Anpassung erfahren hatten. Bundesrat Maurer
betonte, dass die drei Änderungsabkommen keine politischen Änderungen, sondern
nur Anpassungen an die neuen OECD-Standards enthielten. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2021
AMANDO AMMANN

Die Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG 20.085), Malta (BRG
20.086) und Zypern (BRG 20.087) gelangten in der Sommersession 2021 in den
Nationalrat. Martin Landolt (mitte, GL) berichtete, dass die WAK-NR die technischen
Anpassungen sowie die individuellen Lösungsansätze in den Abkommen mit Malta,
Zypern und Liechtenstein nicht in Frage gestellt habe. Sie habe jedoch festgehalten,
dass man bei der Überprüfung von Doppelbesteuerungsabkommen für alle Regionen –
nicht nur für Krisengebiete – eine Strategie haben sollte, um auf den Kontext der
Menschenrechtslage vor Ort hinzuweisen. Eine ähnliche Diskussion sei bereits im
Rahmen des DBA mit Saudi-Arabien geführt worden. Die grosse Kammer nahm das
Änderungsprotokoll für Liechtenstein mit 155 zu 15 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), jenes
für Malta mit 146 zu 24 (bei 13 Enthaltungen) und das für Zypern mit 142 zu 28 (bei 17
Enthaltungen) deutlich an. Die Gegenstimmen und Enthaltungen stammten aus den
Reihen der SVP-Fraktion. 
In der Schlussabstimmung Mitte Juni hiess der Ständerat die Änderungsprotokolle mit
Liechtenstein, Malta und Zypern allesamt einstimmig gut. Der Nationalrat folgte seinem
Schwesterrat und nahm die Bundesbeschlüsse mit 162 zu 27 Stimmen (bei 6
Enthaltungen), 153 zu 34 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) und 145 zu 37 Stimmen (bei 13
Enthaltungen) an. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2021
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

In dem Bestreben, die Identität und Herkunft von Asyl suchenden Personen bestimmen
zu können, hat das BFM in den letzten Jahren neben einer Reihe von anderen
Massnahmen auch die internationale Zusammenarbeit mit Asylbehörden und weiteren
Fachstellen europäischer und aussereuropäischer Staaten intensiviert. Dabei geht es
insbesondere um die Möglichkeit, personenbezogene Daten über Asyl suchende
Personen auszutauschen. Dieser Datenaustausch stellt sich als eine geeignete
Massnahme gegen den Missbrauch der Asylsysteme durch Mehrfachgesuche und durch
die Verschleierung von Identität und Herkunft dar. Auf europäischer Ebene ist der
Datenaustausch im Asylwesen institutionalisiert. Das EU-Abkommen über das Dublin-
Verfahren, die Dublin-II-Verordnung und schliesslich die Einrichtung der
Fingerabdruckdatenbank EURODAC haben die Zusammenarbeit der Dublin-Staaten
erheblich erleichtert. Die Schweiz hat demgegenüber noch keinen Zugang zu diesen
Systemen, da ihre Assoziation zu den Schengen/Dublin-Abkommen zwar 2005 in einer
Volksabstimmung beschlossen worden ist, aber frühestens 2008 operativ sein wird. Um
diese Zeit zu überbrücken, legten Österreich und die Schweiz in einem Abkommen die
Bedingungen und Grenzen der Datenweitergabe im Asylwesen fest. Das Fürstentum
Liechtenstein ist ebenfalls Vertragspartei, da die Schweiz infolge der Zollunion im
Bereich der Fremdenpolizei zum Fürstentum Liechtenstein sehr enge Beziehungen
pflegt. National- und Ständerat stimmten dem Abkommen oppositionslos zu. 7

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.03.2007
MARIANNE BENTELI

1) BO CE, 1994, p. 1260 ss.; BO CN, 1994, p. 2000 ss.; FF, V, 1994, p. 641 ss.; Presse des 5.10 et 3.11.94 (signature de l'accord);
24 Heures, 27.10, 29.10 et 29.11.94.
2) AB NR, 2009, S. 911; BBI, 2009, S. 1463 ff.; Bericht der SPK-NR vom 8.5.09
3) AB NR, 2009, S.1312; AB SR, 2009, S.719 f.
4) BBl 2020, S. 9405 ff.; BBl, 2020, S. 9377 ff.; BBl, 2020, S. 9391 ff.
5) AB SR, 2021, S. 20f.
6) AB NR, 2021, S. 1523; AB NR, 2021, S. 890 f.; AB NR, 2021, S. 891; AB NR, 2021, S. 892; AB NR, 2021, S. 893; AB SR, 2021, S.
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736
7) BBl, 2006, S. 5905 ff.; AB NR, 2007, S. 559 f. und 1162; AB SR, 2007, S. 630 und 660; BBl, 2007, S. 4705 f. Siehe SPJ 2006, S.
217.
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